
Die Forderung des Leiters des
Runden Tisches Gewässerschutz
Werra/Weser und Kaliproduktion,
Prof. Dr. Hans Brinkmann (Pressein-
formation vom 10. September), die
Anrainer–Bundesländer an der Fi-
nanzierung einer Fernleitung für Ka-
li-Abwässer (Salzlauge) an die Nord-
see  mittels einer Kreditbürgschaft
zu beteiligen, haben der Umweltpo-
litiker der Linksfraktion, Tilo Kum-
mer, und Dr. Walter Hölzel, Vorsit-
zender der Werra-Weser-Anrainer-
konferenz, entschieden zurückge-
wiesen.

Nach Brinkmanns Vorstellungen soll-
te für den Bau der Pipeline eine Be-
triebsgesellschaft gegründet werden,
die den 800 Millionen Euro Kredit pro-
blemlos erhalten könnte, „erst recht,
wenn die Bundesländer für den Kredit
bürgen“. Alternativen zur Pipeline sei-
en technisch kaum machbar oder zu
teuer. Dem hält Walter Hölzel konkrete
Fortschritts-Technologien entgegen,
die es unnötig machen, Kali-Lauge ab-
zustoßen, sondern vielmehr geeignet
sind, sie zur Wertstoffproduktion zu
nutzen - „die Abwässer sind viel zu
wertvoll, um sie in die Nordsee zu kip-
pen“.  Für die LINKE in Thüringen und
Hessen bedeutet die Haltung des Run-
den Tisches „ein neuer Kniefall vor
dem Weltkonzern Kali+Salz“. 

„Es ist nicht hinnehmbar, dass die
öffentliche Hand für Investitionen in
Entsorgungstechnologien bürgen soll.“

Dies wäre ein Paradigmenwechsel in
der Umweltpolitik warnte Tilo Kummer,
denn bisher gelte das Verursacherprin-
zip. Mit Blick auf die zu erwartenden
Kosten für den Bau einer (übrigens auf
etwa 1000 Jahre hin notwendigen)
Nordsee-Pipeline zur Kali-Abwasser-
entsorgung „wäre dies eine Veruntreu-
ung öffentlicher Gelder, betonte der
Landtagsabgeordnete. Er veranschlagt

ringen vollzog, wurde die Finanzierung
vorbehaltlich des Ausgangs der ge-
richtlichen Verfahren wieder aufge-
nommen. Als weiteres Risiko für das
Land kommt hinzu, dass K+S bis heute
den weiteren Altlastensanierungsbe-
darf und die damit zusammenhängen-
den Kosten nicht beziffern kann. 

Bisher zahlte Thüringen an das Un-
ternehmen rund 300 Millionen Euro.
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Wertvolle Kali-Abwässer

Thüringen und seine Medien – ei-
ne schier unendliche Leidensge-
schichte? Ein paar Beispiele: Ich
möchte morgens im Auto bei der
Fahrt ins Büro eigentlich nur gute
Musik hören, kein Geschwätz von
„Sarah und Lars“ auf MDR Jump
(oder ähnlichen selbsternannten
Radio-Stimmungsgranaten). Und
findet eigentlich irgendjemand das
grenzdebile Jump-Format „Anruf
vom Chef“ lustig, mit dem man je-
den Freitag belästigt wird? Aber es
geht noch viel schlimmer:  Für den
öffentlich-rechtlichen Sender MDR
Jump ist es wenige Tage vor dem
22. September in den 7.30 Uhr-
Meldungen eine „Nachricht“, dass
Angela Merkel „heute das letzte
Mal vor der Bundestagswahl in
Sachsen-Anhalt“ sei. Dabei ist das
in etwa so bedeutsam, als wäre in
Merkels Garderobe gerade ein Ho-
senanzug vom Bügel gefallen...

Bei den Printmedien sieht es
kaum qualitativ hochwertiger aus.
Während sich die CDU-SPD-Regie-
rungskoalition in Thüringen gegen-
seitig wegen diverser Gehaltsaffä-
ren äußerst öffentlichkeitswirksam
zerlegt, fragt die größte regionale
Zeitung (man wundert sich, aber
das ist immer noch die Thüringer
Allgemeine) auf Seite 1 nach einer
Fernsehserie vom Vorabend („War
so die DDR?“).

Da lobe ich mir die neuen Me-
dien. MDR Thüringen meldete am
19. September nahezu in Echtzeit
über Twitter, dass das Innenmini-
sterium gegen die CDU Thüringen
ein Verfahren wegen Missbrauchs
des Landeswappens einleiten wer-
de. Und ohnehin wird inzwischen
die komplette Landtagssitzung per
Livestream im Internet übertragen.
Auf diese Weise konnte (hoffentlich
nicht nur) ich am 18. September
durch einen Redner der CDU etwas
sehr Wichtiges über die Personal-
politik in der Landesregierung ler-
nen: „Bestenauslese heißt in der
Staatskanzlei nicht, dass der mit
den besten Noten eingestellt wi-
ird.“                                               
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DAS LETZTE …
von Stefan Wogawa

Irgendwas mit Medien

Hoher Sanierungsbedarf an Landesstraßen
Fast 40 Prozent der Landesstraßen

sind in einem schlechten und sehr
schlechten Zustand. Dies musste die
Landesregierung auf Anfrage der LIN-
KEN im Thüringer Landtag eingeste-
hen.  Mindestens 500 Millionen Euro
wären erforderlich, um die Landesstra-
ßen innerhalb von zehn Jahren in einen
angemessenen Zustand zu versetzen.
Doch seit 2010 steht nicht einmal die
Hälfte der jährlich benötigten Mittel zu
Verfügung. In der Folge entsteht ein
neuer Investitionsstau, also der Stra-
ßenzustand wird immer schlechter. Ge-
genwärtig hat die Landesregierung
kein Konzept zur Finanzierung der not-
wendigen Sanierung und Instandset-
zung der Landesstraßen. Noch in die-
sem Jahr will die Landesregierung ent-
scheiden, an welchen Stellen die gerin-
gen Mittel für die Straßensanierungen
zum Einsatz kommen sollen. 

„Für die LINKE ist es inakzeptabel,
dass die Landesregierung einerseits
zwar den Sanierungsbedarf an den
Landesstraßen richtig beschreibt, an-
dererseits aber keine Lösung des Fi-
nanzierungsproblems präsentiert wer-
den kann“, betont der Landtagsabge-
ordnete Frank Kuschel. Er verweist
darauf, dass die Linksfraktion bereits
vor längerer Zeit die Finanzierung von
Straßensanierungen über ein Modell
des Sondervermögens vorgeschlagen
hatte. Bei diesem Modell finanziert ein
Landesbetrieb über Kredite die not-

die Kosten auf etwa eine Milliarde Euro
- außerdem müsste die Leitung alle 50
Jahre erneuert werden. Die Belastung
des Thüringer Landeshaushalts durch
die Mitfinanzierung ökologischer Altla-
sten ist bereits immens und verfas-
sungsrechtlich bedenklich. Erinnert sei
an den Rechtsstreit des Freistaats Thü-
ringen mit dem Konzern Kali+Salz
(K+S) in diesem Zusammenhang, weil
sich das Land auf Grund der Nichtbe-
teiligung des Bundes Ende 2012 aus
der weiteren Finanzierung zurückgezo-
gen hat. Weil K+S im Frühjahr 2013 ei-
ne Feststellungsklage gegenüber Thü-

kannt, dass K+S einer der wirtschafts-
und finanzstärksten der am globalen
Markt präsenten Unternehmen der Ka-
li- und Salzbranche ist.

Eine Aussage des Konzerns während
einer Anhörung des Umweltausschus-
ses zum Sondervermögen Ökologische
Altlasten im Jahr 2011 war: „Da es sich
bei der Finanzierung der Altlastenbe-
seitigung nicht um eine Zuwendung an
K+S, sondern um eine vertragliche Ver-
pflichtung des Freistaats Thüringen
handelt, spielt die wirtschaftliche Lage
der K+S Aktiengesellschaft für die Mit-
telbereitstellung keine Rolle.“            

wendigen Investitionen. Über den Lan-
deshaushalt muss jährlich der Kapital-
dienst (Tilgung und Zinsen) abgesi-
chert werden. Beim jetzigen Zinsni-
veau könnten fast 150 Millionen Euro
sofort in die Landesstraßen investiert
werden. Die jährliche Belastung des
Landes würde dabei bei rund 10 Millio-
nen Euro liegen und sich damit in der
Höhe bewegen, die das Land jetzt jähr-
lich direkt in Straßensanierungsprojek-
ten zum Einsatz bringt. „Dieser Vor-
schlag der LINKEN wurde bisher stets
abgelehnt. Nun ist die Landesregie-
rung am Zuge“, so Frank Kuschel ab-
schließend.                                         

Welche Summen weiter auflau-
fen, ist völlig unklar. Erinnert sei
daran, dass im letzten Jahr der
Verfügungsrahmen des Sonder-
vermögens Ökologische Altlasten
per Gesetz erhöht werden muss-
te, weil er bereits vor Ende der
Laufzeit des Sondervermögens
im Jahr 2016 ausgeschöpft war. 

K+S ist neben dem Teersee Ro-
sitz der größte Nutznießer der
Zahlungen aus dem „Sonderver-
mögen“. Es ist hinlänglich be-

„Die beabsichtigte Fusion der Rhön-
Klinikum AG mit dem Helios Konzern
ist ein Ausdruck dafür, dass die Ge-
sundheit und die Krankenhausversor-
gung zur Ware geworden sind“, so MdL
Jörg Kubitzki. Nach der Übernahme
von 43 Kliniken der Rhön-Klinikum AG,
darunter Krankenhäuser in Friedrichro-
da, Meiningen und Hildburghausen,
wird Helios der größte private Klinikbe-
treiber in Europa. In Deutschland be-
treibt Helios dann als erster Anbieter
ein flächendeckendes Kliniknetz und
kann Angebote einführen, wie eine pri-
vate Zusatzversicherung für gesetzlich
Versicherte. „Damit steht im Gesund-
heitswesen nicht mehr der Patient im
Vordergrund, sondern nur noch die
Profitmaximierung. Wenn der neue
Großkonzern den Krankenhausmarkt
beherrschen wird, haben darunter in
Thüringen vor allem die kleinen Kran-
kenhäuser und Kliniken in kommunaler
Trägerschaft zu leiden“, sagte der Ge-
sundheitspolitiker. Die LINKE fordert
eine bedarfsgerechte und solide Kran-
kenhausfinanzierung, bei der die Bun-
despolitik in der Verantwortung ist. 

„Bei der Krankenhausfinanzierung
muss das System der Fallpauschalen
(DRGs) verändert werden. Es muss
künftig gewährleistet werden, dass
nicht die Anzahl der Operationen in ei-
nem Krankenhaus, sondern die Hei-
lung des Patienten im Vordergrund
steht“, verlangte Jörg Kubitzki.
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